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 Wichtigste gesetzliche 
Neuerungen im Bereich Steuern 
Neues zur Umsatzsteuer 
 
Erstattung der Mehrwertsteuerüberzahlung  

Ab 2021 können Steuerzahler im Falle einer Über-
zahlung die nicht erfasste Mehrwertsteuerüber-
zahlung oder -differenz zurückfordern, wenn die 
erklärte Vorsteuer höher ist als die Umsatzsteuer, 
sodass nicht mehr bis zum Ende des Kalender-
halbjahres gewartet werden muss, um Mehrwert-
steuer zurückzufordern. Von nun an gelten 
folgende Regeln: 

 
– Die ursprünglich angefallene Mehrwert-

steuerdifferenz wird abgezogen, um künftige 
Steuerrückstände abzudecken, aber auch 

– der Restbetrag kann im Falle einer Überzahlung 
zurückgefordert werden. Die Mehrwertsteuer 
wird innerhalb von 30 Tagen ab dem Datum der 
Einreichung des Antrags des Mehrwertsteuer-
pflichtigen oder des Eingangs der fehlenden Do-
kumente erstattet. 

 
Die entsprechende gesetzliche Regelung finden 
Sie hier. 

Mehrwertsteuererleichterung für Covid-19-
Impfstoffe und Testkits 

 
 
Am 7. Dezember 2020 hat die Europäische Kom-
mission (nachfolgend EK) neue Maßnahmen ver-
abschiedet, die es den Mitgliedstaaten ermögli-
chen, die Krankenhäuser, Ärzte und Einzelperso-
nen, die Coronavirus-Impfstoffe und Testkits in 
der Europäischen Union (EU) kaufen, von der 
Mehrwertsteuer zu befreien. 

Darüber hinaus können EU-Länder 
auch niedrigere Mehrwertsteuersätze für Tests 

und eng damit verbundene Dienstleistungen an-
wenden. 

Null Prozent und ermäßigter Mehrwert-
steuersatz gelten nur für Covid-19-Impfstoffe und 
Testkits, die von den Mitgliedstaaten oder der EK 
genehmigt wurden und den EU-Rechtsvorschriften 
entsprechen.  

Artikel 19 Absatz 5 des Mehrwertsteu-
ergesetzes wurde dementsprechend geändert, der 
besagt, dass Mehrwertsteuersatz von 0 Prozent 
gilt bis zum 31. Dezember 2022 für folgende Arti-
kel: 

 
– Covid-19-Impfstoff-Lieferungen; 
– Lieferung von In-vitro-Diagnostika zur Diagnose 

der Covid-19-Krankheit (Coronavirus-Infektion). 
 

Die Änderungen des Mehrwertsteuergesetzes 
finden Sie hier. 

Der Mehrwertsteuersatz von 5 Prozent auch für 
elektronische Bücher und Veröffentlichungen  

Mit Inkrafttreten des Artikels 19 Absatz 4 Ziff. 3 
des Mehrwertsteuergesetzes ab 2021 wird hinzu-
gefügt, dass der ermäßigte Satz von 5 Prozent ab 
sofort nicht nur für Presseerzeugnisse in Papier-
form gilt, sondern auch für elektronische Zeit-
schriften, mit Ausnahme von: 
 
– technischen, bibliografischen oder ähnlichen 

Datenbanken; 
– Publikationen einer erotischen und/oder 

gewalttätiger Natur oder Veröffentlichungen, die 
nicht der Berufsethik entsprechen und von einer 
durch Rechtsakte zugelassenen Stelle als 
solche anerkannt wurden; 

– Veröffentlichungen, in denen bezahlte Werbung 
mehr als 4/5 der gesamten Veröffentlichung 
ausmacht; 

– Veröffentlichungen, die ganz oder überwiegend 
aus Musik- oder Videoinhalten bestehen. 
 

Die Änderung des Mehrwertsteuergesetzes finden 
Sie hier.

https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/b91beb40bad011ea9a12d0dada3ca61b?positionInSearchResults=0&searchModelUUID=eb8edc1d-a81b-4635-8dea-5c8fc7809635
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/424c7e12453311ebb394e1efb98d3e67
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/424c7e12453311ebb394e1efb98d3e67
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Keine Aufbewahrung von Papierrechnungen 

 
 
Ab 2021 können schriftliche Mehrwertsteuerrech-
nungen nur noch in elektronischer Form gespei-
chert werden. Bisher mussten Dokumente in der 
Form (Papierform oder elektronische Form) aufbe-
wahrt werden, in der sie gesendet oder eingereicht 
wurden (außer bei bestimmten Langzeitdienstleis-
tungen). 

Die Änderung des Mehrwertsteuerge-
setzes finden Sie hier. 

Das E-Commerce-Paket und wesentliche 
Änderungen der Mehrwertsteuer 

Um den Verwaltungsaufwand im Bereich der Mehr-
wertsteuererklärung zu verringern, treten am 1. Juli 
2021 Änderungen der EU-Mehrwertsteuerrichtlinie 
und des Mehrwertsteuergesetzes der Republik Li-
tauen in Kraft, mit denen das bereits festgelegte 
Mehrwertsteuerzahlungsverfahren für die Liefe-
rung von Waren ins Ausland und die Erbringung 
von Dienstleistungen auf elektronischem Wege ge-
ändert wird. Obwohl die unten beschriebenen Än-
derungen erst am 1. Juli 2021 wirksam werden, 
müssen Sie sich jetzt vorbereiten. 
 
1. Die aktuellen Regeln zur Besteuerung von 

elektronisch erbrachten Dienstleistungen 
 
Elektronisch bereitgestellte Dienstleistungen sind 
solche, die über das Internet oder ein elek-
tronisches Netzwerk bereitgestellt und auto-
matisiert bereitgestellt werden. Folgende Dienst-
leistungen gelten beispielsweise als elektronisch 
bereitgestellt: 

 
– mobile Apps und mobile Spiele; 
– Video- (Serien, Filme) und Audio- (Musik, 

Webcasts) Streaming-Dienste (Netflix, Spotify 
usw.) 

– Suche in verschiedenen Datenbanken; 
– Online-Spiele, Nachrichtenabonnements; 
– Bereitstellung von Werbeflächen auf Websites 

usw. 

Wenn der Lieferant von Waren oder Dienst-
leistungen und der Käufer elektronisch kommuni-
zieren, die Waren selbst oder die Dienstleistung 
jedoch nicht auf elektronischem Wege erbracht 
werden, gilt diese Kommunikation nicht als 
elektronisch erbrachte Dienstleistung. 

Gemäß Artikel 13 Absatz 15 des Mehr-
wertsteuergesetzes (im Folgenden: MwStG) gelten 
die Dienstleistungen, wenn sie einem in Litauen 
ansässigen Kunden (einer natürlichen Person) 
elektronisch erbracht werden, als in Litauen er-
bracht (unterliegen der litauischen Mehrwert-
steuer). Wenn diese Dienstleistungen an einen in 
einem anderen Mitgliedstaat ansässigen Kunden 
erbracht werden, wird der Ort der Erbringung der 
jeweiligen Dienstleistung durch den Ort der Nie-
derlassung des Käufers bestimmt und der im Land 
des Käufers geltende Mehrwertsteuersatz berech-
net.  

Diese Bestimmungen werden in der EU 
seit 2015 erfolgreich angewendet, sodass Steuer-
pflichtige das MOSS-System (Mini-One-Stop 
Shop) nutzen können, um Dienstleistungen für in 
anderen Mitgliedstaaten ansässige Kunden in 
einer Erklärung die Dienstleistungen für Kunden 
mit Sitz in anderen Mitgliedstaaten anzugeben und 
gleichzeitig die berechnete Umsatzsteuer zu 
zahlen. 

 

 
 

Wenn also ein litauisches Unternehmen einem 
Kunden in Deutschland Online-Spiele über einen 
Online-Marktplatz (z.B. App Store) anbietet, muss 
das litauische Unternehmen den deutschen 
Mehrwertsteuersatz anwenden und entsprechend 
deklarieren und diese Mehrwertsteuer auf das 
Konto des staatlichen Steueramtes (im Folgenden: 
StA) zahlen.  

In bestimmten Fällen kann der Ort der 
Leistungserbringung jedoch das Land sein, in dem 
der Anbieter niedergelassen ist, z.B.: wenn der Ge-
samtwert der Lieferungen von Waren und Dienst-
leistungen durch den Dienstleister im laufenden 
Kalenderjahr 10.000 Euro und im vorangegange-
nen Kalenderjahr 10.000 Euro nicht überschreitet, 

https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/5d460620235311eb8c97e01ffe050e1c
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so kann er den in seinem Mitgliedstaat geltenden 
Mehrwertsteuersatz anwenden oder die Mehrwert-
steuer nicht berechnen, soweit nach dem Gesetz 
dieses Landes keine Registrierung erforderlich ist. 

 
Wichtig: Bis 2021 wurde es nur der steuerpflich-
tige Wert der Dienstleistungen berücksichtigt. 
Ab Juli 2021 werden Waren, die in andere Mit-
gliedstaaten geliefert werden, ebenfalls mit 
10.000 Euro bewertet. 

 
Bis 2021 war das MOSS-System auf elektronisch 
erbrachte Dienstleistungen beschränkt und wurde 
daher als Mini-One-Stop- Shop bezeichnet. Ab 
dem 1. Juli 2021 gilt das System jedoch sowohl für 
Waren als auch für Dienstleistungen, sodass das 
Wort „Mini” gestrichen wurde – neue System-
Bezeichnung ist nun OSS. 
 
2. Änderungen im Bereich des elektronischen 

Geschäftsverkehrs für Personen mit Sitz in 
der EU, die Waren über OSS deklarieren 
 

Bisher haben verschiedene EU-Mitgliedstaaten in 
ihren Ländern unterschiedliche Schwellenwerte 
für die Umsatzsteuerregistrierung festgelegt, wann 
sich ein ausländischer Steuerpflichtiger, der 
Waren in einen anderen Mitgliedstaat als dem 
Niederlassungsmitgliedstaat liefert, für die Mehr-
wertsteuer registrieren und die Mehrwertsteuer 
dieses Staates berechnen muss. In Frankreich wie 
in Litauen liegt der Schwellenwert bspw. bei 
35.000 Euro. Daher müssen litauische 
Steuerpflichtige, die in den letzten 12 Monaten 
Waren für 35.000 Euro an Frankreich (d.h. an die 
Kunden in Frankreich) verkauft haben, als 
Mehrwertsteuerpflichtige in Frankreich registrie-
ren lassen, Mehrwertsteuer in Frankreich berech-
nen, erklären und abführen. Nach einer solchen 
Regelung ist es nicht ungewöhnlich, dass Unter-
nehmen, die online handeln, Waren in verschie-
dene Mitgliedstaaten liefern und versenden, mög-
licherweise 20 oder mehr Mehrwertsteuerpflichti-
gen-Registrierungen in verschiedenen Mitglied-
staaten haben müssen. 

 
3. One-Stop-Shop-Schema 

 
Angesichts dieses unverhältnismäßig hohen 
Verwaltungsaufwands für E-Commerce-Unter-
nehmen hat die Europäische Kommission ein 
Paket von Änderungen der Mehrwertsteuerrichtli-
nie verabschiedet. Die wichtigste Änderung be-
steht darin, dass diejenigen, die Waren elektro-
nisch (z.B. per Internet) verkaufen, die Möglichkeit 
haben, einen One-Stop-Shop für die Deklaration 

von Warenlieferungen an Kunden in einem ande-
ren EU-Mitgliedstaat bei einer einzigen Steuerbe-
hörde zu nutzen.  

Wie oben erwähnt, besteht das Haupt-
prinzip des OSS-Systems darin, dass der Verkäufer 
beim Verkauf von Waren oder Dienstleistungen 
den im Gründungsland des Käufers (natürlicher 
Person) geltenden Mehrwertsteuersatz anwendet 
und diese Mehrwertsteuer an den örtlichen Steu-
erverwalter zahlt. Der örtliche Steuerverwalter, der 
die ausländische Mehrwertsteuer vom Gewerbe-
treibenden eingezogen hat, überweist sie an den 
Steuerverwalter des Landes, in dem sich der Käu-
fer befindet. In diesem Zusammenhang müssen 
sich Personen, die das OSS-System nutzen, nicht 
mehr in verschiedenen Mitgliedstaaten für die 
Mehrwertsteuer registrieren lassen. 

 

 
 

Es ist wichtig zu beachten, dass die Anwendung 
des OSS der oben erwähnten 10.000 Euro Brutto-
einkommen-Befreiung unterliegt. 

 
4. Neue Verpflichtungen für litauische Online-

Händler 
 

Es ist klar, dass der Schwellenwert von 10.000 
Euro für alle Lieferungen sehr niedrig ist, sodass 
die meisten Händler die grenzüberschreitende 
Mehrwertsteuer berechnen und das OSS-System 
anwenden müssen. Es ist wahrscheinlich, dass 
Händler in einem anderen Land die Mehr-
wertsteuer sofort ab dem 1. Juli 2021 berechnen 
müssen, wenn ihr Gesamtumsatz mit Lieferungen 
in andere Mitgliedstaaten bis zum 1. Juli 10.000 
Euro übersteigt. Daher müssen sich Online-Händ-
ler bereits darauf vorbereiten, Buchhaltungssys-
teme an neue Anforderungen anzupassen, z.B. um 
den Ort der Lieferung der Waren festzulegen und 
den in dem Land, in das die Waren zu diesem Zeit-
punkt geliefert werden, geltenden Mehrwertsteu-
ersatz zu bestimmen. 

Beispielsweise besucht ein in Deutsch-
land lebender Käufer (eine natürliche Person) eine 
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Website eines litauischen Steuerpflichtigen mit ei-
nem Umsatz von mehr als 10.000 Euro und kauft 
hier angebotene Kerzen. Die Kerzen werden von Li-
tauen nach Deutschland geschickt. Daher müssen 
litauische Händler, die diesen Online-Shop besit-
zen, den Mehrwertsteuersatz anwenden, der zu 
diesem Zeitpunkt für Kerzen in Deutschland gilt. 
Für diesen Steuerzeitraum muss die Person eine 
Mehrwertsteuererklärung einreichen, in der die 
Mehrwertsteuer auf in Deutschland verkaufte Wa-
ren angegeben ist. 

 
5. Änderungen für Nicht-EU-Händler 

 
Bisher konnten Verbraucher in der EU Waren aus 
Drittländern ohne Mehrwertsteuer bis zu einem 
Höchstbetrag von 22 Euro einführen. Ab dem 1. Juli 
2021 wird diese für kleine Warensendungen 
geltende Mehrwertsteuererleichterung abge-
schafft. 

Die Änderungen werden auch Nicht-
EU-Lieferanten nicht umgehen, die Waren online 
an natürliche Personen mit Sitz in der EU liefern. 
Für Nicht-EU-Bürger gibt es ein spezielles Steuer-
system für den Versandhandel mit Waren aus 
Drittgebieten oder Drittländern mit einem Wert von 
weniger als 150 Euro (außer verbrauchsteuer-
pflichtige Waren). 

Nach dem Verfahren, das am 1. Juli 2021 
in Kraft tritt, muss sich ein außerhalb der EU nie-
dergelassener Händler in einem der EU-Mitglied-
staaten für die Mehrwertsteuer registrieren lassen 
und ein ähnliches OSS-System anwenden (in die-
sem Fall den Import One-Stop-Shop oder IOSS) 
wie für Personen mit Sitz in der EU. Der Verkäufer 
muss auf Waren, die in verschiedenen Ländern 
verkauft werden, die Mehrwertsteuer zum Mehr-
wertsteuersatz des Mitgliedstaats erheben, an den 
die Waren verkauft werden. Anders als jetzt muss 
beispielsweise ein in den USA ansässiger Händler 
beim Verkauf von Waren an eine in Litauen ansäs-
sige natürliche Person zum Zeitpunkt des Verkaufs 
die litauische Mehrwertsteuer berechnen, und die 
Waren werden direkt ohne zusätzliche Zollkontrol-
len an die Person weitergeleitet, die sie gekauft 
hat. 

Wenn die Waren des Nicht-EU-Verkäu-
fers über den Online-Marktplatz eines anderen 
(z.B. Amazon) an den EU-Käufer verkauft werden 
(bis zu 150 Euro), ist der Online-Marktplatz selbst 
verpflichtet, beim EU-Käufer Mehrwertsteuer zu 
erheben und entsprechend über das MOSS-
System zu zahlen. 

 Wenn der Warenwert den im Mehr-
wertsteuergesetz vorgesehenen Schwellenwert 
von 150 Euro überschreitet, gilt das allgemeine 
Einfuhrverfahren.  

BREXIT 

 
 
Am 24. Dezember 2020 haben die Europäische 
Union und das Vereinigte Königreich (UK) eine Ei-
nigung über den Abschluss eines Handels- und 
Kooperationsabkommens zwischen der Europäi-
schen Union und der Europäischen Atomenergie-
gemeinschaft sowie dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland erzielt, das am 
30. Dezember 2020 unterzeichnet wurde 
(Vereinbarung der vorläufigen Anwendung). Das 
Handels- und Kooperationsabkommen sieht vor, 
dass die EU und das Vereinigte Königreich mit 
einem System von Nullquoten und Nullzöllen 
handeln werden. Für alle Waren, die den 
festgelegten präferenziellen Ursprung von Wa-
ren entsprechen, gelten Nulltarife und Nullquoten. 

Gemäß den Bestimmungen des Abkom-
mens über die Bestimmung des Ursprungs von Wa-
ren können Erzeugnisse mit Ursprung im Vereinig-
ten Königreich auf Antrag des Einführers einen be-
vorzugten Einfuhrzoll erhalten. Dies kann auf einer 
Erklärung des Ausführers über die Herkunft der 
Waren oder auf der Kenntnis des Einführers beru-
hen. Aus dem Vereinigten Königreich importierte 
Waren erfordern in jedem Fall eine Einfuhranmel-
dung, was zu zusätzlichem Aufwand und Kosten 
führt. Waren, die nach Großbritannien transpor-
tiert werden, unterliegen den Bestimmungen des 
Artikels 41 des Mehrwertsteuergesetzes (Ausfuhr). 

Weitere Informationen zur Ursprungs-
erklärung finden Sie hier. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.lrmuitine.lt/web/guest/naujienos/aktualijos/aktualija?p_p_id=EXT_WPLISTALLNEWS&p_p_lifecycle=0&_EXT_WPLISTALLNEWS_obj_id=090004d2801236d6
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 Wichtigste gesetzliche Neuerungen im Bereich Steuern 

Neues zur Einkommensteuer 
 
Einkommensteuerentlastung für Studium und 
Berufsausbildung  

Am 18. Dezember 2020 trat die vom litauischen 
Parlament Seimas genehmigte Einkommen-
steuerentlastung in Kraft, mit der die Einwohner 
unabhängig von Alter und Anzahl der Qualifi-
kationen einen Teil der angefallenen Ausgaben für 
Berufs- und Hochschulbildung erstatten können. 
Mit Inkrafttreten der Änderungen von Artikel 21 
Absatz 1 Ziff. 3 des Einkommensteuergesetzes 
kann ein in Litauen ansässiger Bürger die zu 
entrichtende Einkommensteuer senken, indem er 
die angefallenen Kosten für Studium oder 
Berufsbildung vom Jahreseinkommen abzieht. Der 
jährliche Betrag ist jedoch begrenzt – die jähr-
lichen Kosten, die einem Einwohner entstehen 
(einschließlich Lebensversicherungsprämien, Zah-
lungen für Auto- oder Betriebsreparaturen), dürfen 
25 Prozent des steuerpflichtigen Einkommens 
nicht überschreiten. 

 

 
 

Wenn der Lernende keinen Zugang zu dieser 
Leistung hat, können Eltern (Adoptiveltern), 
Erziehungsberechtigte, Betreuer und Ehepartner 
die Erstattung der Einkommensteuer für die ent-
standenen akademischen Kosten beantragen. 

Wenn das Studium oder die Berufsaus-
bildung mit geliehenen Mitteln (Darlehen eines 
Kreditinstituts) bezahlt wurde, kann sich der Be-
trag der zu zahlenden Einkommensteuer um den 
Teil dieses Darlehens verringern, der während des 
Steuerzeitraums zurückgezahlt wurde. 

Die Steuerentlastung wird nach der 
Einkommensteuererklärung für 2020 und nachfol-
gende Jahre hinaus zur Verfügung stehen. 
Die entsprechende gesetzliche Regelung finden 
Sie hier. 

Das monatliche Mindestgehalt für 2021  

Ab dem 1. Januar 2021 beträgt der monatliche 
Mindestlohn 642 Euro (um 35 Euro erhöht) und der 
Mindeststundenlohn 3,93 Euro (um 0,21 Euro 
erhöht). 

Das Nettogehalt der Arbeitnehmer, die 
den Mindestlohn erhalten, erhöht sich aufgrund 
der geänderten Formel für monatlichen Mindest-
lohn und nicht steuerpflichtiges Einkommen um 
21,18 Euro. 

Den Regierungsbeschluss finden Sie 
hier. 

Für das arbeitsrechtliche Einkommen geltende 
Einkommensteuer 2021  

Das Einkommen, das ein Einwohner im Jahr 2021 
im Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis 
oder der einem seinem Wesen entsprechenden 
Verhältnis (außer Krankengeld, Mutterschafts-, 
Vaterschafts-, Kinderbetreuungs- und Leistungen 
bei Kündigung für langjährige Beschäftigung) 
erhält, unterliegt einem Einkommensteuer-Satz 
(ESt.) von 20 Prozent oder 32 Prozent hängt vom 
beschäftigungsbezogenen Einkommen ab, das 
während der Steuerperiode erzielt wurde. 
 

Einkommen 
ESt.-
Satz 

Anteil des beschäftigungsbezogenen 
Einkommens, der 60 Durchschnitts-
gehälter nicht überschreitet (2021) 

20% 

Anteil des beschäftigungsbezogenen 
Einkommens, der 60 Durchschnitts-
gehälter überschreitet (2021) 

32% 

 
Das durchschnittliche Monatsgehalt im Land für 
2021 beträgt 1.352,70 Euro. Dieser Betrag ist 
sowohl für die Anwendung des progressiven ESt.-
Satzes als auch für die Berechnung der Beitrags-
obergrenze der staatlichen Sozialversicherung 
wichtig. Im Jahr 2021 werden 60 durchschnittliche 
Monatsgehälter im Land 81.162 Euro betragen.  

Weitere Informationen finden Sie hier. 
  

https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/6a9435c23ba611eb8c97e01ffe050e1c?positionInSearchResults=0&searchModelUUID=cf5fb5c7-f9df-4294-846c-43b6ce6ab0ef
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/a213f2c00ec311ebbedbd456d2fb030d?positionInSearchResults=0&searchModelUUID=c3ebcdeb-77e9-4f18-8fb0-e661fb2c6679
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/6768b5401ff711eaadfcfdb735b57421?positionInSearchResults=2&searchModelUUID=86a843ef-fde2-4b1c-a75f-6be4f5fb1425
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Grundfreibetrag  

Mit der Änderung des monatlichen Mindestgehalts 
ab 2021 tritt das neue Berechnungsverfahren des 
Einkommensteuer-Freibetrags in Kraft. Das maxi-
male monatliche steuerfreie Einkommen von 400 
Euro gilt im Jahr 2021 für Einwohner mit einem mo-
natlichen beschäftigungsbezogenen Einkommen 
von höchstens 642 Euro (monatlicher Mindestge-
halt). Für andere Personen (ausgenommen Perso-
nen mit eingeschränkter Mobilität mit einem steu-
erfreien Einkommen von 600 Euro und 645 Euro) 
mit einem monatlichen Arbeitseinkommen von 
mehr als 642 Euro wird die Höhe des monatlichen 
Freibetrags für den Steuerzeitraum 2021 nach der 
folgenden Formel berechnet: 
 

Grundfreibetrag 2021 

Monatlicher Freibetrag = 400 – 0,18 x (monatli-
ches beschäftigungsbezogenes Einkommen des 
Einwohners – 642 Euro) 

Jahresfreibetrag = 4 800 – 0,18 x (Jahresein-
kommen des Einwohners – 7 704 Euro) 

 
Es sollte auch beachtet werden, dass das 
litauische Parlament Seimas am 23. Juni 2020 
zugestimmt hat, den monatlichen Freibetrag des 
Jahres 2020 auf 400 Euro, d.h. um 50 Euro zu 
erhöhen. 
 

Nach diesem Verfahren konnte der Arbeitgeber, 
war jedoch nicht verpflichtet, den Freibetrag ab 
Anfang 2020 neu berechnen. Das erforderte eine 
Vereinbarung zwischen beiden Parteien (dem 
Arbeitnehmer und dem Arbeitgeber). Wenn der 
Freibetrag nicht neu berechnet wurde, kann der 
Einwohner diese Einkommensdifferenz (von 
Anfang 2020 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes) 
durch Vorlage der jährlichen Einkommensteuerer-
klärung für das Jahr 2020 ausgleichen.  

Formel zur Berechnung des Grundfrei-
betrags des Einwohners für 2020:  

 

Grundfreibetrag 2020 

Monatlicher Freibetrag = 400 – 0,19 x (monatli-
ches beschäftigungsbezogenes Einkommen des 
Einwohners – 607 Euro); 

Jahresfreibetrag = 4 800 – 0,19 x (Jahreseinkom-
men des Einwohners – 7 284 Euro) 

 
Die Änderung des Einkommensteuergesetzes für 
2021 finden Sie hier. 

Die Änderung des Einkommensteuer-
gesetzes für 2020 finden Sie hier. 

 
 
 
 
 
 
 

 

 Wichtigste gesetzliche Neuerungen im Bereich Steuern 

Neues zur Körperschaftsteuer  
 
20-jährige Körperschaftsteuerentlastung bei der 
Entwicklung eines Großprojekts 

Am 30. Juni 2020 verabschiedete das Parlament 
der Republik Litauen Änderungen des Körper-
schaftsteuergesetzes (nachfolgend KStG), die eine 
Körperschaftsteuerentlastung für Großinvestoren 
in Litauen vorsehen. Ab 2021 können Investoren 20 
Jahre lang von der Körperschaftsteuer befreit wer-
den, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind:  
 
– Die juristische Person hat einen Großpro-

jektinvestitionsvertrag geschlossen;  
– Die Investition des in Vilnius und im Bezirk 

Vilnius tätigen Unternehmens beläuft sich auf 
30 Millionen Euro, und die durchschnittliche 
Anzahl seiner Mitarbeiter übersteigt 200, im 
Rest des Landes – 20 Millionen Euro bei 150 
Mitarbeiter; 

– 75 Prozent der Einnahmen bestehen aus 
Datenverarbeitung, Webserverdiensten (Ho-
sting) und damit verbundenen Aktivitäten oder 
Einnahmen aus der Fertigung/Produktion und 
nur aus den Einnahmen der juristischen Person, 
die im Rahmen eines Großprojekts erwirt-
schaftet werden.  

 
Die Leistung würde in der Steuerperiode beginnen, 
in der dieser Investitionsbetrag und die durch-
schnittliche Anzahl der Beschäftigten erreicht 
wurden. 

Bisher war die Körperschaftsteuerent-
lastung nur für Unternehmen verfügbar, die in der 
Freihandelszone ansässig sind (10 Prozent Körper-
schaftsteuersatz für 10 Jahre, 7,5 Prozent für die 
nächsten sechs Jahre). 

 

https://www.e-tar.lt/portal/legalAct.html?documentId=41a4d77023e011eabe008ea93139d588
https://www.e-tar.lt/portal/lt/legalAct/09ffa160ba1c11eab9d9cd0c85e0b745
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Bei Private-Equity-Investitionen ist darauf zu 
achten, dass die Leistung insoweit gilt, als sie mit 
dem Recht der Europäischen Union über die 
Gewährung staatlicher Beihilfen vereinbar ist.  

Zusammen mit dieser Änderung des 
Körperschaftsteuergesetzes wurden Änderungen 
des Investitionsgesetzes, des Gesetzes über den 
rechtlichen Status von Ausländern, des Gesetzes 
über Flächennutzungs- und Bebauungsplanung, 
des Arbeitsgesetzes, des Bodengesetzes und des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
der geplanten wirtschaftlichen Aktivitäten verab-
schiedet, die darauf abgezielt sind, die Attraktivi-
tät großer Investitionen in Litauen zu fördern. 

Die vom Steueramt veröffentlichten In-
formationen finden Sie hier. 

Die Änderung des Körperschaftsteuer-
gesetzes finden Sie hier. 

Besteuerung des übertragenen Eigentums eines 
litauischen Unternehmens 

Am 11. November 2020 gab das Steueramt eine 
Auslegung zur Anwendung von Artikel 402 des 
Umsatzsteuergesetzes heraus, der die Besteue-
rung von Vermögensübertragungen vorsieht. 

Die Körperschaftsteuer wird erhoben, 
wenn: 

 
– Vermögenswerte von einem in Litauen an-

sässigen Unternehmen an eine in einem anderen 
Staat ansässige Betriebsstätte ohne Änderung 
des Eigentums an den Vermögenswerten 
übertragen werden; 

– das Vermögen eines ausländischen Unter-
nehmens, das über eine Betriebsstätte in 
Litauen tätig ist, auf eine andere Gesellschaft 
oder Betriebsstätte außerhalb Litauens 
übertragen wird; 

– ein litauisches Unternehmen seine Tätigkeit in 
ein anderes Land überträgt, außer in Fällen, in 
denen das zu diesem Zweck bestimmte 
Vermögen tatsächlich mit einer Betriebsstätte in 
Litauen zusammenhängt; oder 

– ein ausländisches Unternehmen, das seine 
Tätigkeit in Litauen über eine Betriebsstätte 
ausübt, seine Tätigkeit in ein anderes Land 
überträgt. 

 
Die Körperschaftsteuer wird auf die Differenz 
zwischen dem Marktpreis des Vermögens und 
seinem Erwerbswert erhoben. Wenn die Differenz 
negativ ist, verringert sich der steuerpflichtige 
Gewinn des litauischen Unternehmens. 

Die vollständige Auslegung des Steuer-
amtes finden Sie hier. 

Änderungen des Körperschaftsteuergesetzes  

Mit Wirkung zum 1. Januar 2021 trat eine Änderung 
von Artikel 30 Absatz 2 des Körperschaftsteuerge-
setzes in Kraft, in der die Regeln für die Übertra-
gung von Steuerverlusten bei der Übertragung von 
Wertpapieren oder Derivaten festgelegt sind. 

Wenn ein Unternehmen Aktien über-
trägt, die es länger als zwei Jahre gehalten hat, 
mehr als 10 Prozent davon hält und Verluste 
erleidet, sind diese Verluste nicht mehr in allen 
Fällen abzugsfähig. Dies bedeutet, dass es nicht 
mehr möglich ist, steuerpflichtige Gewinne aus 
anderen Aktien, Wertpapieren oder Derivaten um 
diese Verluste zu reduzieren. 

Wenn ein Unternehmen mehr als zwei 
Jahre lang mehr als 10 Prozent der Anteile eines 
anderen Unternehmens besitzt und überträgt, wer-
den solche Verluste sofort als nicht abzugsfähig 
erfasst. Diese Bestimmung gilt auch in Fällen, in 
denen die übertragende Einheit im Falle einer Um-
strukturierung oder Übertragung gemäß Artikel 41 
Absatz 2 des Körperschaftsteuergesetzes mehr als 
10 Prozent der stimmberechtigten Anteile dieser 
Einheit mindestens drei Jahre (ohne Unter-
brechung) gehalten hat.  

 

 

Diese Änderungen gelten für die Berechnung und 
Erklärung der Körperschaftsteuer für 2021 und die 
Folgejahre. 

Es ist zu beachten, dass ein Gewinn aus 
der Übertragung solcher Anteile gemäß Artikel 12 

https://www.vmi.lt/cms/documents/10162/8782061/RM-38558/7f44727e-f4d0-4437-8de5-372afc692a75
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/9867d670bb9311ea9a12d0dada3ca61b
https://www.vmi.lt/cms/documents/10162/8782061/RM-57235/d2cfe0fb-35ed-4cfa-b458-7f01f878166c
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Absatz 15 des Körperschaftsteuergesetzes weiter-
hin als nicht steuerpflichtiges Einkommen einge-
stuft wird.  

Die entsprechenden gesetzlichen Re-
gelungen finden Sie hier. 

Verrechnungspreise 

Mit Beschluss des Finanzministers vom 19. Okto-
ber 2020 wurde eine Änderung der Verrechnungs-
preisregelung von Artikel 40 Absatz 2 des Körper-
schaftsteuergesetzes und Artikel 15 Absatz 2 des 
Einkommensteuergesetzes und damit die Anforde-
rungen an die Dokumentation der Verrechnungs-
preise verabschiedet.  

Wesentliche Änderungen in der Metho-
dik der Verrechnungspreisdokumentation: 

 
– Für Dienstleistungen mit geringer Wertschöp-

fung ist ein Aufschlag von 5 Prozent zulässig.  
 
Durch die Änderung der Regeln wurde die 
Möglichkeit eingeführt, eine vereinfachte Analyse 
der Verrechnungspreise auf Transaktionen mit 
geringer Wertschöpfung anzuwenden. 

Bei dieser Methode muss die Preisge-
staltung nicht unbedingt auf einer vergleichenden 
Analyse beruhen, und ein Aufschlag von 5Prozent 
kann ohne Nachweis angewendet werden. Dieser 
Aufschlag kann jedoch nicht angewendet werden, 
wenn das Unternehmen dieselben Transaktionen 
mit nicht verbundenen Personen durchführt. Diese 
Bestimmung für die Erstellung von Preisdokumen-
tation gilt für die Berechnung der Körperschafts-
teuer für 2020 und die Folgejahre. 

 
 
 

 

– Es besteht keine Verpflichtung zur Erstellung 
von Preisdokumentation, wenn Transaktionen 
nur mit anderen litauischen Steuerpflichtigen 
durchgeführt werden. 

 
Durch die Änderung der Regeln entfällt die Ver-
pflichtung zur Erstellung von Preisdokumentation, 
wenn die Transaktion mit einer anderen 
litauischen Einheit abgeschlossen wird. Obwohl 
keine Dokumentation mehr erforderlich ist, bleibt 
die Anforderung bestehen, dass die Preisgestal-
tung des Unternehmens für verkaufte Waren und 
Dienstleistungen dem Marktpreis entspricht 
(Fremdvergleichsgrundsatz). 

Diese Bestimmung zur Erstellung von 
Preisdokumentationen gilt für die Berechnung der 
Körperschaftsteuer für 2020 und die Folgejahre. 
Für die Dokumentation von Transaktionen früherer 
Perioden (Verjährungsfrist – fünf Jahre) bleibt eine 
solche Anforderung bestehen. 

 
– Es wird das Konzept der „schwer zu ermitteln-

den immateriellen Vermögenswerte“ eingeführt. 
 

Die Regeln erleichtern die Steuerverwaltung von 
schwer zu bewertenden immateriellen Ver-
mögenswerten, wobei der Steuerverwalter den 
Transaktionspreis des Vermögenswerts oder der 
Rechte zur Übertragung dieses Vermögens auf 
Grundlage der erhaltenen Ex-post-Finanzinforma-
tionen zum Zeitpunkt des Abschlusses der Trans-
aktion, anpassen kann (ex ante). Diese Regelung 
für die Erstellung von Preisdokumentation ist am 
23. Oktober 2020 in Kraft getreten. 

 
– Die Anwendung der Gewinnbeteiligungsme-

thode wird angepasst. 
 

Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
 

 Wichtigste gesetzliche Neuerungen im Bereich Steuern 

Verbrauchsteuer 
 
Erhöhung der Verbrauchsteuer auf Zigaretten und 
andere Tabakwaren  

Die Verbrauchsteuersätze für Zigaretten, Zigarren 
und Zigarillos, Rauchtabak und nicht verarbeiteten 
Tabak ändern sich ab dem 1. März 2021: 
 

– der spezifische Teilbetrag der Verbrauchsteuer 
für Zigaretten beträgt 69,40 Euro (erhöht um 
4,30 Euro); 

– der gemischte Verbrauchsteuersatz muss 
mindestens 115,50 Euro pro 1.000 Zigaretten 
betragen (erhöht um 7 Euro); 

– Die Verbrauchsteuer auf Zigarren und Zigarillos 
beträgt 55 Euro pro Kilogramm (erhöht um 7 Eu-
ro);  

– Rauchtabak – 90 Euro pro Kilogramm (erhöht um 
11,50 Euro); 
Rohtabak wird mit 90 Euro pro Kilogramm 
besteuert (erhöht um 11,50 Euro). 
 
Die Änderung des Verbrauchsteuergesetzes 
finden Sie hier. 

https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/457548d2396011eb8c97e01ffe050e1c?positionInSearchResults=0&searchModelUUID=3a64f9ad-0a4c-4bab-9d85-08a9ac471848
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/1cc3ed50149f11eb9604df942ee8e443
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/39131ae27adb11e89188e16a6495e98c
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 Wichtigste gesetzliche Neuerungen im Bereich Steuern 

Weitere aktuelle Steuernachrichten 
 
Bußgelder wegen Nichteinhaltung der Anforde-
rungen an das Verpackungsmanagement  

Ab 2021 werden die Steuersätze auf Umweltver-
schmutzung durch Verpackungsabfälle erhöht, um 
die Umweltverschmutzung zu verringern. Ab 2022 
werden außerdem unterschiedliche Steuersätze 
für recycelbare und nicht recycelbare Verpa-
ckungsarten festgelegt.  

Nachfolgend finden Sie die für ver-
schiedene Verpackungsarten geltenden Steuers-
ätze: 

 

Art der 
Verpackung 

Steuersätze 
auf Umwelt-
verschmut-
zung durch 

Verpackungs-
abfälle, Euro/t 

Steuersätze 
auf 

Umweltver-
schmutzung 

durch 
wiederver-
wendbare 

Verpackun-
gen und 

recycelbare 
Einwegver-
packungen, 

Euro/t 

Steuer-
sätze auf 
Umwelt-

verschmut- 
zung durch 

nicht 
recycel-

bare 
Einweg-
verpa-

ckungen, 
Euro/t 

2021  Ab 2022  

Glasver-
packung 

225 279 395 

Kunststoffver-
packungen 

618 618 875 

PET-
Verpackung 

(Polyethylente- 
rephthalat) 

618 618 875 

Verbundver-
packungen 

900 900 1200 

Metallverpa-
ckungen 

(einschließlich 
Aluminium) 

186 186 263 

Verpackungen 
aus Papier, 
Karton und 

Pappe 

125 133 188 

Holzver-
packung 

159 189 225 

Andere 
Verpackungen 

299 299 423 

 
Es wurde auch festgestellt, dass für Steuer-
pflichtige, die die obligatorische Erfassung von 
Verpackungen und Produkten nicht führen, die 
Steuer für nicht deklarierte (verborgene) Mengen 
mit einem Satz von 2 Prozent des Warenumsatzes 
berechnet wird und die festgelegte Mindeststrafe 
10.000 Euro beträgt. 

Diese Änderung kann erhebliche Kon-
sequenzen für ausländische Händler haben, die 

Waren nach Litauen liefern, und Litauen wird als 
der Ort ihrer Lieferung angesehen, sie führen je-
doch keine Aufzeichnungen über Verpackungen.  

Änderung des Gesetzes über Steuern 
auf Umweltverschmutzung finden Sie hier. 

Änderungen des Gesetzes über Steuer auf 
Umweltverschmutzung 

Am 1. Januar 2021 treten Neuerungen des Gesetzes 
über Steuer auf Umweltverschmutzung in Kraft, in 
denen die Liste der Steuerobjekte geändert und 

Vergünstigungen gewährt wurden. 
Von nun an sind der Liste der Steuerob-

jekte die zum ersten Mal in Litauen registrierten 
mobilen landwirtschaftlichen Maschinen und Ge-
räte hinzugefügt oder wenn der Betreiber solcher 
Maschinen im Register der Traktoren und landwirt-
schaftlichen Maschinen und ihrer Anhänger geän-
dert wird. 

Mit den Änderungen wurden die folgen-
den bestehenden Vergünstigungen abgeschafft: 

 
– für natürliche Personen, die selbstständig sind 

und bei ihren Tätigkeiten Privatfahrzeuge 
einsetzen; 

– für Fahrzeuge, die mit funktionierenden Abgas-
reinigungssystemen ausgestattet sind; 

– für natürliche und juristische Personen, die 
durch Fahrzeuge, die für landwirtschaftliche 
Tätigkeiten verwendet werden, Umwelt-
verschmutzung verursachen, wenn ihr Einkom-
men aus diesen Tätigkeiten 50 Prozent des 
Gesamteinkommens übersteigt.  

 
Die Liste der Vergünstigungen besagt auch, dass 
leichte Nutzfahrzeuge (Kategorien M1 und N1), die 
mit Benzin und/oder Gas betrieben werden und vor 
nicht mehr als vier Jahren hergestellt wurden, 
sowie schwere Fahrzeuge, die vor nicht mehr als 
drei Jahren hergestellt wurden, von der Steuer auf 
Umweltverschmutzung durch mobile Quellen 
befreit sind. 

Die Gesetzesänderung finden Sie hier.

https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/3e40b9c2bace11ea9a12d0dada3ca61b
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/3e40b9c2bace11ea9a12d0dada3ca61b
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Vereinfachung der Verrechnung von Überzah-
lungen und Rückständen 

Ab dem 1. Januar 2021 wurde es möglich, die 
Schulden gegenüber der staatlichen Sozialversi-
cherung mit den Überzahlungen dem Steueramt 
gegenüber zu verrechnen oder die Schulden ge-
genüber dem Steueramt durch Überzahlungen der 
staatlichen Sozialversicherung und der gesetzli-
chen Krankenversicherung zu decken.  

Dies bedeutet, dass ein Unternehmen 
mit einer Überzahlung von Steuern beim Steuer-
amt keinen Antrag auf Erstattung stellen muss, um 
das erstattete Geld an den Sozialversicherungs-
fonds zu überweisen. In einem anderen Fall – wenn 
ein Unternehmen Überzahlung an Sozialversiche-
rung geleistet hat, es aber dem Steueramt schul-
det, muss das Unternehmen keine Zinsen an das 
Steueramt zahlen, da die Überzahlung von der So-
zialversicherung die Schulden abdeckt.  

Die Änderung des Steuerverwaltungs-
gesetzes finden Sie hier. Die Änderung des Geset-
zes über die staatliche Sozialversicherung finden 
Sie hier. Die Änderung des Gesetzes über die Kran-
kenversicherung finden Sie hier. 

Festlegung neuer Immobilienwerte für den Zeit-
raum 2021-2025  

Am 1. Januar 2021 wurden neue Steuerwerte von 
Immobilien (Gebäuden) ermittelt, die auf Basis ei-
ner Massenbewertung bewertet werden und zur 
Berechnung der Steuer für fünf Jahre verwendet 
werden (2021, 2022, 2023, 2024, 2025). Sie finden 
sie auf der Website des „Registrų centras” unter 
Angabe einer Identifikationsnummer des Immo-
bilienobjekts. 

Details zur Suche finden Sie unter fol-
gendem Link. 

 

 

Dienstleistungsverträge für Mitglieder kleiner 
Partnerschaften für gültig erklärt   

Ab dem 19. November 2020 hat ein Mitglied einer 
kleinen Partnerschaft das Recht, mit seinem 
Unternehmen einen Dienstleistungsvertrag nicht 
nur für das Management, sondern auch für die 
Erbringung von Dienstleistungen und/oder die 
Ausführung von Arbeiten abzuschließen. Es ist 
verboten, nur einen Arbeitsvertrag abzuschließen. 

Ein Mitglied einer kleinen Partnerschaft 
kann jedoch für die kleine Partnerschaft Dienst-
leistungen bis zu einem Wert von 100.000 Euro er-
bringen. Der Betrag, der den festgelegten Betrag 
übersteigt, gilt als Gewinnverteilung der kleinen 
Partnerschaft oder als Mittel, die für die persönli-
chen Bedürfnisse der Mitglieder der kleinen Part-
nerschaft bestimmt sind.  

Das Verbot Dienstleistungs- oder Ar-
beitsverträge mit einer kleinen Partnerschaft abzu-
schließen bestand seit 2012. 

Die entsprechenden gesetzlichen Re-
gelungen finden Sie hier. 

Inkrafttreten des Doppelbesteuerungsabkommens 
mit dem Fürstentum Liechtenstein  

Ab dem 1. Januar 2021 tritt das Abkommen zwi-
schen der Republik Litauen und dem Fürstentum 
Liechtenstein zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung und zur Verhinderung der Steuerhinterzie-
hung in Bezug auf Steuern vom Einkommen und 
vom Kapital in Kraft. 

Diese Vereinbarung ähnelt anderen 
Doppelbesteuerungsabkommen, weist jedoch be-
sondere Merkmale auf, wie z.B. dass der Staat des 
Empfängers/Begünstigten das ausschließliche 
Recht hat, die gezahlten Honorare zu besteuern. 
Das bedeutet, dass die in Litauen an eine Person 
mit einem ständigen Wohnsitz im Herzogtum 
Liechtenstein gezahlten Honorare nur im Ausland 
besteuert werden. 

Aufgrund dieses Abkommens können 
die Steuerverwaltungen der Republik Litauen und 
des Fürstentums Liechtenstein problemlos Infor-
mationen über die Steuerpflichtigen der beiden 
Länder austauschen.  

Von nun an hat Litauen 56 anwendbare 
Doppelbesteuerungsabkommen. 

Die entsprechenden gesetzlichen Re-
gelungen finden Sie hier. 

  

https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/3b7628b0a6f111eaa51db668f0092944?positionInSearchResults=0&searchModelUUID=823f39f1-3bad-443e-a623-d76423974e91
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/c58ad280a6f111eaa51db668f0092944?positionInSearchResults=1&searchModelUUID=823f39f1-3bad-443e-a623-d76423974e91
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/344ba2d2a6f211eaa51db668f0092944?positionInSearchResults=0&searchModelUUID=823f39f1-3bad-443e-a623-d76423974e91
https://www.registrucentras.lt/masvert/paieska-un
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/bd307ad0235711eb8c97e01ffe050e1c?positionInSearchResults=0&searchModelUUID=2afff6f5-181b-49b1-9b9a-da642a0acca8
https://e-seimas.lrs.lt/portal/legalAct/lt/TAD/91df2c5006de11ea87aaea1d28b191f8?jfwid=-144vz1cd9w
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Kontakte für weitere Informationen: 

 
 

Nora Vitkūnienė 
Assoziierter Partner 
Leiterin der Steuerabteilung 
Tel. +370 5 2123 590 
nora.vitkuniene@roedl.com  
 
 
 
 
 
Mantas Mališauskas  
Leiter der Abteilung Interne 
Steuern 
Tel. +370 5 2123 590 
mantas.malisauskas@roedl.com 

 

    
 
 
 
 

 
 
 
Folgen Sie weiteren Neuigkeiten auf unserem 
LinkedIn-Profil hier. 
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